
MÜNCHEN.Vom 1. August an gilt in 144
bayerischen Städten und Gemeinden
die Mietpreisbremse. Bei Neuvermie-
tungen darf damit dieMiete höchstens
noch zehn Prozent über der ortsübli-
chen Vergleichsmiete liegen. Das be-
schloss die Staatsregierung gestern bei
der Kabinettssitzung inMünchen.

Der wirtschaftlich starke Süden lei-
det am stärksten unter dem rasanten
Anstieg der Mieten: 127 der 144 Kom-
munen liegen in Oberbayern, davon
der Großteil im Münchner Umland.
„Bezahlbarer Wohnraum ist ein zent-
rales Anliegen unserer Politik“, sagte
StaatskanzleichefMarcel Huber (CSU).
Ausgenommen von der Mietpreis-
bremse sind Erstvermietungen von
Neubauten und die Vermietung um-
fassend sanierter Häuser und Woh-
nungen. Verstößt ein Vermieter gegen
die Mietpreisbremse, ist es Sache des
Mieters, sich dagegen zuwehren.

Umsetzung den Ländern überlassen

Die große Koalition in Berlin hatte
sich im Februar auf die Mietpreis-
bremse verständigt, die Umsetzung ist
den Ländern überlassen. In Bayern
war Justizminister Winfried Bausback
(CSU) zuständig, dessen Ressort ge-
meinsam mit den Kommunalverbän-
den die infrage kommenden Gemein-
den aussuchte.

Abgesehen vom Großraum Mün-
chen wird es in verhältnismäßig weni-
gen Gemeinden eine Mietpreisbremse
geben, und überwiegend in größeren
Städten, so etwa in Landshut, Nürn-
berg, Fürth, Erlangen, Aschaffenburg,
Würzburg, Augsburg undNeu-Ulm. In
der Oberpfalz kommt die Mietpreis-
bremse im Stadtgebiet von Regens-
burg sowie in Neutraubling zur An-
wendung. In Oberfranken gilt die
Mietpreisbremse nur in einer einzigen
Stadt: Bayreuth.

Investitions- statt Preisbremse

Der Hausbesitzerverband Haus und
Grund hält die Mietpreisbremse für
unsinnig – der Verein argumentiert,
dass diese lediglich die Investitionen
in den Wohnungsbau, nicht aber den
Anstieg der Mieten bremsen werde.
Der Mieterbund hingegen reagierte er-
freut: „Wir gehen davon aus, dass die
Mietpreisbremse Wirkung entfalten
wird“, sagte die bayerische Landesvor-
sitzende Beatrix Zurek. In Berlin seien
die Angebotsmieten seit Juni um drei
Prozent gesunken.

Dass die Einführung einer Miet-
preisbremse nötig war, heißt es auch
vonseiten des Immobilienportals im-
mowelt.de. Laut einer Pressemittei-
lung sind etwa in Würzburg die Mie-
ten in den vergangenen fünf Jahren
um 39 Prozent gestiegen. Aktuell kos-
tet demnach eine Wohnung im Medi-
an 9,60 Euro pro Quadratmeter – drei
Euromehr als noch 2010. Für dieMiet-

preisanalyse seien die Angebotspreise
in exemplarisch ausgewählten Städten
Bayerns im ersten Halbjahr 2015 mit
denen von 2010 verglichenworden.

Die Freien Wähler sehen in einer
Deckelung der Mieten dagegen keine
dauerhafte Lösung: „Die Mietpreis-
bremse kann nur kurzfristig Entspan-
nung in Ballungsräumen bringen“,
sagte der FW-Abgeordnete Thorsten

Glauber. „Langfristig brauchenwir vor
allemmehrWohnraum.“

Die SPD warf Bausback vor, zu we-
nig Kommunen ausgewählt zu haben,
vor allem im Münchner Umland. „Ich
habe den Eindruck, dass die Staatsre-
gierung absichtlich vollkommen will-
kürlich handelt, um das SPD-Bundes-
gesetz zu torpedieren“, kritisierte der
Abgeordnete Andreas Lotte.
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VON CARSTEN HOEFER, DPA

Bayern zieht dieMietpreisbremse
IMMOBILIENDieNeuerung auf
demWohnungsmarkt be-
trifft vor allemOberbayern.
Aber auch Regensburg ist
unter den 144 Kommunen.

Die Miete in den betroffenen Kommunen darf bei Neuvermietungen ab 1. August nur noch maximal zehn Prozent
über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen. Foto: dpa

REGENSBURG. Ein VW-Bus überholt
auf einer Bundesstraße einen Laster
mit drei Achsen. Der Bus ist silber-far-
ben mit einem blauen Querstrich, hat
Blaulicht auf dem Dach sowie ein
orangenes Warnlicht. Nach dem Ma-
növer blinkt auf der LED-Anzeige der
Schriftzug auf: „Bitte folgen“.

Bei der Szene handelt es sich nicht
etwa um einen Polizeieinsatz, sondern
um eine mobile Kontrolle des Bundes-
amts für Güterverkehr (BAG). Das
BAG ist die zentrale Bußgeldbehörde
für die Lkw-Maut, die seit 2005 auf
Deutschlands Autobahnen und eini-
gen Bundesstraßen gilt. Seit Juli 2015
sind 1100 zusätzliche Kilometer Bun-
desstraße mautpflichtig für Lastwa-
gen, darunter auch vier Strecken in der
Oberpfalz. Ab 1. Oktober kommt noch
eine weitere Neuerung auf Lastwagen-

fahrer und Unternehmen zu: Dann
gilt die Lkw-Maut auch für Laster, die
7,5 Tonnen zulässiges Gesamtgewicht
(zGG) und mehr auf die Waage brin-
gen. Bisher waren nur Lastwagen ab
zwölf Tonnen zGGmautpflichtig.

Damit dieser Übergang möglichst
glatt über die Bühne geht, tourt das
BAG zusammen mit dem Maut-Unter-
nehmen Toll Collect seit Mitte Mai
durch die Republik.Martin Rickmann,

Leiter der Kommunikation bei Toll
Collect, empfiehlt allen Lastwagenbe-
sitzern, sich frühzeitig registrieren zu
lassen. Das gilt vor allem für diejeni-
gen, die mit einer sogenannten „on
bord unit“ automatisch ihre Daten an
Toll Collect zur Abrechnung senden
wollen. Wie auch bisher können Last-
wagenfahrer auch im Internet oder an
einem der 3400 Maut-Terminals die
Nutzungsgebühr entrichten.

Mit der erweiterten Lkw-Maut gibt
es auch neue Gebührensätze. Zwi-
schen 8,1 Cent und 21,8 Cent pro Kilo-
meter variieren die Preise für die Stra-
ßennutzung, je nach Schadstoffaus-
stoß und Achsenzahl. 2014 beliefen
sich die Einnahmen durch die Lkw-
Maut auf 4,46 Milliarden Euro, von de-
nen etwa eine halbe Milliarde an den
Betreiber Toll Collect geht. Durch die
neuen Maßnahmen erhofft sich die
Bundesregierung 380 Millionen Euro
zusätzliche Einnahmen. Es wird ge-
schätzt, dass etwa 250 000 zusätzliche
Lastwagen auf deutschen Straßen

Maut bezahlen müssen. Betroffen von
der Bemautung auch kleinerer Laster
sind vor allem das Handwerk und der
sogenannte Verteilerverkehr, also der
Transport von Waren innerhalb einer
Region. BAG-Pressesprecher Horst
Roitsch gibt als Beispiele Gärtenbaube-
triebe oder Getränkelieferanten an.

Die Flotte der 230 mobilen Kont-
rollfahrzeuge wird mit der Mautaus-
weitung noch einmal um 40 erweitert.
Denn fest installierte Maut-Brücken
wie auf Autobahnen soll es auch künf-
tig auf Bundesstraßen nicht geben. Le-
diglich tragbare Kontrolleinrichtun-
gen, die zeitweise an Brückengelän-
dern befestigt werden, ergänzen die
Arbeit der Kontrollbusse.

Auf die Frage, ob seine Firma auch
in der Lage wäre, schnell eine Pkw-
Maut umzusetzen, sagt Rickmann:
„Technisch ist viel möglich.“ Aber ab-
gesehen davon, dass das Projekt ohne-
hin erst einmal auf Eis liegt, sehe der
derzeitige Plan schließlich eine zeitge-
bundene Plakette vor. (ma)

Neue Lkw-Maut trifft vor allemHandwerk
VERKEHRDie Ausweitung der
Straßengebühr auf 7,5-Ton-
ner beginnt imOktober.

Ab Oktober gelten neue Mautsätze für
Lastwagen. Foto: dpa

REGENSBURG. Fast zwei Jahrzehnte
liegt ein Sexualverbrechen an einem
zwölfjährigen Mädchen schon zurück.
Erst jetzt ist vor dem Landgericht Re-
gensburg ein in Mainburg lebender
Staplerfahrer wegen schweren Miss-
brauchs von Kindern und Vergewalti-
gung zu einer Bewährungsstrafe von
zwei Jahren verurteilt worden.

Zum Prozessauftakt hatte der Ange-
klagte, ein 46-jähriger aus dem Land-
kreis Kelheim, gestanden, das Kind im
August 1997 bei einem Zechgelage mit
Kumpels in einem Baugebiet nahe Ka-
liningrad zwei Mal vergewaltigt zu ha-
ben. Nach einem „Deal“ zwischen den
Prozessbeteiligten hatte die 7. Straf-
kammer unter Vorsitz von Richterin
Dr Bettina Mielke dem Mann eine Be-
währungsstrafe in Aussicht gestellt.

U-Haft in Russland

Der Mann war damals dem Kind ge-
folgt, als es zum Kartoffelwasser-Ho-
len geschickt wurde, und hatte sich
zwei Mal brutal an ihm vergangen.
Die Zwölfjährige vertraute sich noch
am selben Abend der Mutter an. Der
Angeklagte kam in Kaliningrad in Un-
tersuchungshaft und verbrachte acht
Monate unter harten Bedingungen:
Zwölf Gefangene wohnten mit Ratten
und Mäusen in einer winzigen, dunk-
len und feuchten Zelle, in der nur
sechs Pritschen zum Schlafen zur Ver-
fügung standen. Nur einmal pro Wo-
che durfte geduschtwerden.

Doch nach dem Prozessauftakt vor
dem russischen Gericht 1999 wurde
der Haftbefehl gegen den geständigen
Mann außer Vollzug gesetzt. Er nutzte
die Chance zur Flucht – zunächst nach
Polen, dann zu seinen Eltern, die be-
reits früher nach Bayern ausgewan-
dert waren. Als Spätaussiedler erhielt
er hier die deutsche Staatsbürger-
schaft. Die russischen Behörden baten
ihre deutschen Kollegen, den Fall zu
übernehmen. Aufgrund rechtlicher
und organisatorischer Komplikatio-
nen kam es aber erst jetzt zum Prozess.
Auch vor dem Hintergrund der Ukrai-
ne-Krise gestaltete sich unter anderem
die Ladung von Zeugen als schwierig,
da seither für jeden Vorgang Russland
umRechtshilfe ersuchtwerdenmuss.

Vater von vier Kindern

In Deutschland hat der Angeklagte
seit 15 Jahren eine feste Stelle bei einer
Mainburger Firma. Er ist verheiratet
und Vater von vier Kindern. Er ent-
schuldigte sich in nicht-öffentlicher
Sitzung bei seinem inzwischen 31-jäh-
rigen Opfer, das zur Verhandlung aus
Russland angereist war, und zahlte ihr
ein Schmerzensgeld von 3000 Euro in
bar. Nach Angaben des Verteidigers
soll die junge Frau, die die Entschuldi-
gung akzeptierte, da zu ihrem frühe-
ren Peiniger gesagt haben: „Der Sch…-
Alkohol ist daran schuld!“

Die psychiatrische Sachverständige
hatte demAngeklagten zuvor trotz sei-
ner Alkoholisierung volle Schuldfä-
higkeit bescheinigt, da er planvoll vor-
ging, das Mädchen vor und nach der
Tat durch Drohungen einschüchterte
und sein Opfer und die Kumpels da-
nach noch im Auto nach Hause chauf-
fierte. Eine psychische Störung oder ei-
ne Alkoholabhängigkeit stellte die
Gutachterin nicht fest.

Bei der Strafzumessung wurden
vier Monate der Freiheitsstrafe wegen
überlanger Verfahrensdauer für voll-
streckt erklärt. Neben dem Täter-Op-
fer-Ausgleich kam dem Angeklagten
unter anderem zugute, dass die in
Russland erlittene U-Haft im Verhält-
nis 1:1,5 angerechnetwurde.

Die Staatsanwältin hatte ebenfalls
eine Bewährungsstrafe von zwei Jah-
ren gefordert, der Verteidiger auf ein
Jahr und achtMonate plädiert.

Urteil nach
knapp
20 Jahren
JUSTIZMainburger hat in
Russland eine Zwölfjährige
vergewaltigt.
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ermieter stöhnen,Mieter hof-
fen: DieMietpreisbremse

kommt. Dabeiwittern die einen
existenzbedrohende Eingriffe in ih-
re Eigentumsrechte, den anderen
geht das Gesetz nichtweit genug,
wieder andere prophezeienweitere
Anspannung auf demWohnungs-
markt, wenn sich im Zusammen-
spiel vonMietpreisbremse und Be-
stellerprinzip bei derMaklerprovisi-
on Vermietungen und Investitionen
in Sanierungenweniger lohnen.

Der Praxistest wird zeigen, dass
dieMietpreisbremseweder Teufels-
werk nochWunderwaffe ist. Den

V

durchGentrifizierung befeuerten
Mangel an bezahlbaremWohnraum
in den Ballungsräumenwird sie kaum
lindern, den rasantenMietanstieg in
Mondpreisnähe aber wohl zumindest
einwenig bremsen.

Helfen könnten dabei allerdings
kraftvollere Bremsbeläge: Qualifi-
zierteMietspiegel, in denen auch
die Bestandsmieten angemessen be-
rücksichtigt werden,müssen in al-
len betroffenenKommunen Stan-
dardwerden – und auch die nun ge-
troffene Auswahl der Gemeinden
kann nur eine vorläufige sein.
Gleichzeitig fehlen bei der jetzigen
Regelung Anreize für Vermieter, ih-
reWohnungen angemessen zu sa-
nieren, ohne sie gleich in Luxusim-
mobilien zu verwandeln. Da emp-
fiehlt es sich, die Bremse beizeiten
noch einmal nachzujustieren.

Nachjustieren
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